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(Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
 
 
 
 
Berichterstatter     Abgeordneter Dr. Robin Korte 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drucksache 18/13675 - wird unverändert abgelehnt. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/13675, wurde durch das Plenum am 22. Mai 2025 nach 
der 1. Lesung zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie sowie an den Hauptausschuss zur Mitberatung überwiesen.  
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat am 10. September 2025 
eine Anhörung zu diesem Gesetzentwurf durchgeführt. Der mitberatende Hauptausschuss hat 
sich an der Anhörung beteiligt.  
 
Den kommunalen Spitzenverbänden wurde gemäß § 58 GO LT NRW Gelegenheit zur Abgabe 
einer Stellungnahme gegeben.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

18/2841 

Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

Sven Schulte 
Industrie- und Handelskammer 
zu Düsseldorf 
Fachpolitischer Sprecher Handel,  
Stadtentwicklung und  
Stadtmarketing 
Düsseldorf 
 

18/2819 

Dr. Ahmet Kilic 
Greenberg Traurig 
Berlin 
 

18/2820 

Philip-Maximilian Reuther 
ver.di – Vereinte  
Dienstleistungsgewerkschaft 
Landesfachbereich Handel ver.di NRW 
Düsseldorf 
 

18/2813 
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Urheber/in Stellungnahme 

Johannes Pöttering 
Hauptgeschäftsführer 
unternehmer nrw 
Düsseldorf 
 

18/2823 

Dipl.-Ing. Ricarda Pätzold 
Deutsches Institut für Urbanistik  
Bereichsleiterin und Projektleiterin im Forschungsbereich Stadtent-
wicklung, Recht und Soziales 
Berlin 
 

18/2805 

Norbert Monßen 
Bundesverband der Deutschen Vending-Automatenwirtschaft e.V. 
Rechtsanwalt und  
ehemaliger Geschäftsführer 
Köln  
 

18/2845 

Professor Dr. Matthias Knauff 
Friedrich-Schiller-Universität Jena 
Rechtswissenschaftliche Fakultät 
Jena 
 

18/2806 

Dr. Peter Achten 
Hauptgeschäftsführer 
Handelsverband Nordrhein-Westfalen e.V. - HV NRW 
 

18/2800 

Thomas Maertens 
Gesellschaft für Fortschritt in Freiheit e.V. 
Köln 
 

18/2824 

 
Die Anhörung ist im Ausschussprotokoll 18/969 dokumentiert. 
 
Eine Auswertung der Anhörung sowie die abschließende Beratung und Abstimmung erfolgten 
in der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 8. Juli 
2026. 
 
Die Fraktion der FDP betonte, mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wolle man die vollautoma-
tischen Verkaufsstellen, also digitale Kleinstsupermärkte mit einer Verkaufsfläche von bis zu 
120 Quadratmetern, die ausschließlich Waren des täglichen Bedarfs anbieten und ohne Ver-
kaufspersonal betrieben werden könnten, aus dem Geltungsbereich des Ladenöffnungsgeset-
zes herausnehmen. 
Bislang gebe es keine ausreichende Rechtssicherheit. Es reiche nicht aus, wenn das Ministe-
rium auf ein Gerichtsurteil verweise. In der Anhörung sei deutlich geworden, dass dies keine 
ausreichende Rechtssicherheit schaffe. Vielmehr müsse der Gesetzgeber selbst für Klarheit 
sorgen. 
Alle Sachverständigen aus Wirtschaft und Handel, die kommunalen Spitzenverbände sowie 
die juristischen Expertinnen und Experten hätten übereinstimmend deutlich gemacht, dass 
eine gesetzliche Klarstellung erforderlich sei.  
Es gehe auch um ein Stück gelebte Freiheit vor Ort. Die Regelung sorge für eine bessere 
Nahversorgung, insbesondere in ländlichen Regionen. Bürgerinnen und Bürger könnten 
dadurch auch außerhalb der üblichen Geschäftszeiten Waren des täglichen Bedarfs erwerben. 
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Man habe zudem die Anregungen aus der Anhörung aufgegriffen und einen Änderungsantrag 
vorgelegt. Dabei habe man die Formulierung „digitale Kleinstsupermärkte“ übernommen.  
Die Fraktion bitte daher, sowohl dem Änderungsantrag als auch dem dadurch geänderten Ge-
setzentwurf zuzustimmen. Dies bringe einen Mehrwert für die Bürgerinnen und Bürger in Nord-
rhein-Westfalen. 
 
Die Fraktion der CDU sprach zunächst einen Dank für die Initiative des Gesetzentwurfs aus. 
Es habe sich um einen sehr interessanten Vorstoß gehandelt, da dieses Thema aufgrund der 
technologischen Weiterentwicklung alle betreffe.  
Deshalb sei es richtig gewesen, sich mit diesem Thema zu befassen. Auch die Sachverstän-
digenanhörung habe die Fraktion als sehr interessant und fundiert empfunden. Positiv sei zu-
dem, dass die Schwächen des ersten Gesetzentwurfs nun mit dem vorgelegten Änderungs-
antrag der FDP-Fraktion behoben worden seien. Tatsächlich habe der erste Gesetzentwurf – 
wie die Fraktion der FDP selbst schrieb – zu Unsicherheiten in der Rechtsanwendung führen 
können, da nicht hinreichend deutlich erkennbar gewesen sei, welche Formen vollautomati-
sierter Verkaufsstellen tatsächlich von der Ausnahme erfasst werden sollten. Insoweit gebühre 
der Fraktion Respekt dafür, nun einen neuen Vorschlag vorzulegen. 
In der Gesamtbewertung gelange die Fraktion der CDU jedoch zu dem Ergebnis, dem Gesetz-
entwurf nicht folgen zu wollen. Trotz der technologischen Weiterentwicklung und der Frage, 
wie mit ihr umzugehen sei, müsse am Ende entscheidend sein, ob der Gesetzentwurf das 
Leben der Menschen verbessere oder nicht. Zu dieser Einschätzung gelange man jedoch 
nicht. Nach wie vor bestünden – wie auch in der Sachverständigenanhörung herausgearbeitet 
worden sei – aufgrund unbestimmter Rechtsbegriffe offene Fragen. So sei beispielsweise un-
klar, was unter Waren des täglichen Bedarfs zu verstehen sei. Dies könne unterschiedlich 
bewertet werden; eine Abgrenzung sei schwierig. 
Darüber hinaus stelle sich die Frage, wann eine Verkaufsstelle tatsächlich als personallos an-
zusehen sei. In der Sachverständigenanhörung sei ausgeführt worden, dies sei dann der Fall, 
wenn Kundinnen und Kunden ein Geschäft ohne anwesendes Verkaufspersonal nutzen könn-
ten. Fraglich sei jedoch, wie mit Situationen umzugehen sei, die Personal bedürfen. Deshalb 
sei die Abgrenzung zwischen einem personallosen Betrieb und einem Betrieb mit Personal-
einsatz weiterhin schwierig. Aus Sicht der CDU-Fraktion weise der Gesetzentwurf deshalb 
trotz der vorgenommenen Änderungen weiterhin Rechtsunsicherheiten und Schwächen auf. 
Daher lehne die Fraktion den Gesetzentwurf ab. 
 
Die Fraktion der AfD erklärte, die Sachverständigen hätten den Gesetzentwurf aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln beleuchtet. Der Sachverständige Herr Mertens der Gesellschaft für 
Fortschritt und Freiheit habe durchaus Sympathien für die vorgeschlagene Regelung geäu-
ßert. Zugleich habe er jedoch auf die Schwierigkeiten der praktischen Umsetzung hingewie-
sen. Nach seiner Einschätzung könne die vorgeschlagene Regelung zu einer Art Beschäfti-
gungsprogramm für die Ordnungsämter werden. Es sei diesen schlicht nicht möglich, auf die 
sich abzeichnenden Konflikte zwischen Anwohnerinnen und Anwohnern sowie Nutzerinnen 
und Nutzern während der Nachtzeit angemessen zu reagieren. Wenn ein Einkauf rund um die 
Uhr möglich sei, bringe dies entsprechende Konflikte mit sich. Darauf habe der Sachverstän-
dige in seiner Stellungnahme ausdrücklich hingewiesen. Aus diesen Gründen lehne die Frak-
tion den Gesetzentwurf ab. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bedankte sich für die Einbringung des Gesetzent-
wurfs und dafür, dass dieser auf Grundlage der Anhörung überarbeitet worden sei. Insoweit 
teile die Fraktion die Auffassung, dass es sich um eine deutliche Verbesserung handele und 
nun klarer sei, welche Art von Verkaufsstellen mit der Regelung erfasst werden solle. Dennoch 
gebe es derzeit keinen akuten Handlungsbedarf. Insoweit gelange die Fraktion zu einer ande-
ren Einschätzung als die Fraktion der FDP. Die Fraktion könne nachvollziehen, dass die Bran-
chenverbände den Wunsch nach größerer Rechtssicherheit äußerten und zugleich die Sorge 
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bestünde, dass die Politik künftig eine andere Entscheidung treffe oder sich die Rechtspre-
chung ändere. Sinnvoller erscheine es jedoch, sich noch einmal grundsätzlich mit dem Thema 
zu befassen. Auch auf Bundesebene seien entsprechende Änderungen angedacht; hierzu 
werde derzeit eine intensive Debatte geführt. Vor diesem Hintergrund müsse das Thema ins-
gesamt betrachtet werden und nicht lediglich der vorliegende Teilbereich, da derzeit kein un-
mittelbarer Handlungsbedarf bestehe. Es sei wichtig, in der Debatte die gesamte Bandbreite 
der Fragestellung zu berücksichtigen. Es handele sich nicht ausschließlich um eine wirt-
schaftspolitische, sondern ebenso um eine gesellschaftspolitische Debatte darüber, wie künf-
tig mit dem Sonntag umgegangen werden solle. Richtig sei, dass die Gesellschaft heute deut-
lich säkularer sei und der Sonntag nicht mehr dieselbe religiöse Bedeutung habe wie früher. 
Gleichwohl lebe man in einer Gesellschaft, in der Vereinsamung zunehme und gemeinschaft-
liche Aktivitäten zurückgingen. Auch dieser Aspekt müsse berücksichtigt werden. Im vorlie-
genden Gesetzentwurf spiele dieser Gesichtspunkt nur eine untergeordnete Rolle. Abschlie-
ßend danke die Fraktion für die Debatte und betone, dass die Sachverständigenanhörung als 
sehr gelungen empfunden wurde. Auch wenn die Fraktion zu einer anderen Bewertung als die 
FDP-Fraktion gelange, werde sie den Gesetzentwurf ablehnen. Zugleich freue man sich je-
doch darauf, die Gespräche über dieses Thema fortzusetzen und die Regelungen zeitgemäß 
weiterzuentwickeln. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll 18/1269 ver-
wiesen.  
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im federführenden Ausschuss für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie lag ein Änderungsantrag, Drucksache 18/19817, der Frak-
tion der FDP vor. Dieser wurde in der Sitzung am 8. Juli 2026 mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der 
FDP abgelehnt. 
 
Über den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP, Drucksache 18/13675, wurde im federführen-
den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026 abgestimmt.  
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der FDP abgelehnt. 
 
 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie empfiehlt, 
den Gesetzentwurf, Drucksache 18/13675, unverändert abzulehnen. 
 
 
 
Dr. Robin Korte 
Vorsitz 
 


